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Parlamentarische Diskussion zum Kindschaftsrechts-Änderungsgesetzes 2001 
durch das die Sterilisation von Minderjährigen vollständig verboten wird. 
 
Nationalrat, XXI.GP, Stenographisches Protokoll, 44. Sitzung / 
 
Abgeordnete Theresia Haidlmayr (Grüne): Herr Präsident! Herr Justizminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Frau Haller hat es in einem ganz kurzen Nebensatz 
erwähnt – wahrscheinlich hat sie sich auf die Diskussion deshalb nicht weiter 
eingelassen, weil sie doch das schlechte Gewissen drückt, wenn es um die 
Zwangssterilisation von Menschen mit geistiger Behinderung oder von psychisch 
kranken Menschen geht. Frau Haller! Es ist schon ein Stück Fortschritt – das ist 
unbestritten –, dass Minderjährige jetzt nicht mehr zwangssterilisiert werden dürfen. 
Das ist zweifelsohne ein Stück Fortschritt und schützt Kinder, solange sie noch nicht 
18 Jahre alt sind. Wenn sie aber 18 Jahre alt sind, dann wendet sich das Blatt. Das 
heißt, von heute auf morgen entfällt dieser Schutz, der bei Minderjährigen noch galt, 
bei den Nicht-mehr-Minderjährigen, die eines Sachwalters bedürfen, dann ist das 
plötzlich völlig anders geregelt. Ab diesem Zeitpunkt, wenn Frauen, die in 
Sachwalterschaft stehen, 18 sind, ist sehr wohl auch weiterhin die 
Zwangssterilisation dieser Frauen uneingeschränkt möglich. Die gerichtliche 
Vorentscheidung, die gefällt werden muss, um dieser Sterilisation zuzustimmen, 
hätte es auch schon jetzt gegeben. Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren: 
Es kommt nie so weit, dass so etwas über die Gerichte läuft, sondern es läuft einfach 
unter der Hand. Das wird auch in Zukunft nach wie vor möglich sein, und zwar unter 
dem Titel der medizinischen Indikation. Mit dieser Begründung gibt es für Frauen, die 
volljährig sind, keinen Schutz davor, zwangssterilisiert zu werden. Dazu kommt noch 
– und es wäre wichtig, Frau Pablé, dass Sie das mit vertreten –, dass der 
Sachwalter, der das Verfahren einer Zwangssterilisation bei Gericht einleiten kann, 
im Regelfall die Eltern sind oder ein Elternteil ist, sprich, der Vater. Wenn der Vater 
diesen Antrag stellt und ihn unter dem Titel der medizinischen Indikation vorbringt, 
dann kommt er als Familienmitglied natürlich in einen persönlichen Konflikt. In 
diesem Fall geht es dann nicht mehr darum, die erwachsene behinderte Tochter zu 
schützen, sondern darum, sich selbst zu schützen, wenn es nämlich zum Beispiel 
darum geht, Großvater/Großmutter eines Kindes zu werden, dessen Mutter behindert 
ist. Das ist der Konflikt, der sich dann für Eltern, speziell für Väter, ergibt. (Abg. Dr. 
Partik-Pablé: Das stimmt doch überhaupt nicht! Ich würde sehr gerne Großmutter 
werden!)  – Ich spreche auch nicht von Ihnen, Frau Pablé, sondern ich schildere die 
Situation generell. (Abg. Dr. Partik-Pablé: Das ist falsch, was Sie sagen! Sie können 
doch nicht über die Gefühle anderer urteilen!) Um diesen Interessenkonflikt bei 
Sachwaltern, die Elternteile sind, gar nicht erst aufkommen zu lassen, müsste man 
sehr wohl nach wie vor den so genannten Kollisionskurator beiziehen. Dieser 
Kollisionskurator ist jene Person, welche die Befangenheit des Sachwalters 
gegenüber dem Gericht auflösen kann. Sie finden offenbar, dass es nicht notwendig 
ist, die Einschaltung des Kollisionskurators in das Gesetz aufzunehmen, weil er in 
der Praxis ohnehin fast nie in Erscheinung getreten ist. Aber das ist ja gerade das 
Negative, dass er nie herangezogen worden ist! Deshalb muss er nun im Gesetz 
verankert werden. 
 
Daher bringe ich folgenden Antrag ein: 
                                               Abänderungsantrag 
.... 
Der Nationalrat wolle beschließen:  
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Die Regierungsvorlage (296 der Beilagen) in der Fassung des Ausschussberichtes 
(366 der Beilagen) wird wie folgt geändert: n § 282 Abs. 3 wird folgender Satz 
angefügt:  
"Bei jeder medizinischen Maßnahme, die eine dauernde Fortpflanzungsunfähigkeit 
der behinderten Person zum Ziel hat, ist verpflichtend ein Kollisionskurator 
beizuziehen." 
 
Meine Damen und Herren von den Regierungsparteien! Sie vergeben sich wirklich 
nichts, wenn Sie diesem Antrag zustimmen. Sie vergeben sich nicht nur nichts, 
sondern Sie schaffen damit ein wenig Schutz für Frauen, die Gefahr laufen, auf 
Grund von Interessenkonflikten – zum Beispiel von Vätern – in die Lage zu kommen, 
dass sie gegen ihren Willen, etwa weil der Vater andere Interessen hat, weiterhin 
zwangssterilisiert werden können. 
Generell möchte ich dazu sagen: Diese gesetzliche Änderung ist nur der halbe 
Schritt, aber absolut nicht die Lösung. Die Lösung muss so aussehen, dass es 
generell verboten sein muss, dass Menschen mit Behinderung zwangssterilisiert 
werden. Die medizinische Indikation, die laut Herrn Dr. Stormann so gut wie nie 
vorkommt, in der Praxis fast nie zum Tragen gekommen ist, darf dann auch nicht 
mehr im Gesetz stehen, sondern es muss ein generelles Verbot dieser 
Zwangssterilisation geben. Man darf sich nicht über den Bereich der medizinischen 
Indikation quasi eine Tür dafür offen halten. – Danke schön. (Beifall bei den Grünen.) 
 
 


